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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS SIMONE ROZÈS 
VOM 26. JANUAR 1984 l 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

Ihnen liegt ein Ersuchen des Finanzge­
richts Düsseldorf um Vorabentscheidung 
über die Gültigkeit von Artikel 1 der 
Verordnung Nr. 964/71 und über den 
Begriff des Ursprungs von Rindfleisch im 
Sinne von Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 802/68 vor. 
Der Sachverhalt ist folgender: 

I — Die Genossenschaft Zentrag in 
Frankfurt führte während des ersten 
Halbjahres 1982 mehrere Ladungen von 
„Fleisch von Rindern, frisch, Teilstücke 
ohne Knochen" der Tarifstelle 02.01 A 
II a 4 bb aus Österreich ein. 

Das Fleisch stammte von in Ungarn 
gemästeten und geschlachteten Tieren; 
dort wurden auch die mit dem Schlach­
ten unmittelbar zusammenhängenden Ar­
beiten (Ausnehmen, Enthäuten, Zerlegen 
in Viertel) vorgenommen. 

Das Fleisch wurde sodann zollfrei nach 
Österreich eingeführt, wo es entbeint, 
entsehnt, entfettet, in Teile zerlegt und 
vakuumverpackt wurde. 
Bei ihrer Einfuhr in die Bundesrepublik 
Deutschland wurde die Ware zunächst 
unter Anwendung des besonderen Ab­
schöpfungssatzes für Österreich, ein 
Drittland mit einer Handelsstruktur und 
Viehhaltungsmethoden, die denen der 
Gemeinschaft vergleichbar sind', abge­
fertigt. 

In der Folgezeit übersandte das Haupt­
zollamt Bochum der Zentrag einen 
Steuerberichtigungsbescheid, in dem es 
als Berechnungsgrundlage den — we­
sentlich höheren — Abschöpfungssatz 
„Drittland" zugrunde legte, da es der 
Meinung war, daß das Urspmngsknd der 
Ware in Wirklichkeit Ungarn sei. 

Die Zentrag erhob Klage vor dem Fi­
nanzgericht Düsseldorf. Sie trug zweier­
lei vor: 

1. Die letzte Bearbeitung des Fleisches 
habe diesem einen österreichischen 
Ursprung im Sinne von Artikel 5 der 
Verordnung Nr. 802/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 über die gemein­
same Begriffsbestimmung für den Wa­
renursprung 3 verliehen; 

2. Artikel 1 der Verordnung Nr. 964/71 
der Kommission vom 10. Mai 1971 
über die Bestimmung des Ursprungs 
von Fleisch und genießbarem Schlacht-
abfall von bestimmten fleischliefern­
den Haustieren, frisch, gekühlt oder 
gefroren4, sei auf das in Rede ste­
hende Fleisch nicht anwendbar, denn 
diese Bestimmung stehe im Wider­
spruch zu Artikel 5 der vorgenannten 

1 — Aus dem Französischen übersetzt. 

2 — Artikel 10 Absatz 3 der Verordnung Nr. 805/68 des 
Rates vom 27. Juni 1968 über die gemeinsame Markt­
organisation für Rindfleisch (ABl. L 148 vom 28. 6. 
1968, S. 24) in der Fassung der Verordnung Nr. 
425/77 vom 14. Februar 1977 (ABl. L 61 vom 5. 3. 
1977). Dieser Satz wurde entsprechend der Verord­
nung Nr. 611/77 der Kommission vom 18. März 1977 
zur Bestimmung der besonderen Abschöpfung für Le­
bendrinder und Rindfleisch mit Ausnahme von Gefrier­
fleisch (ABl. L 77 vom 25. 3. 1977, S. 14) in der Fas­
sung der Verordnung Nr. 925/77 vom 29. April 1977 
(ABl. L 109 vom 30. 4. 1977, S. 1) festgesetzt. 

3 — ABl. L 148 vom 28. 6. 1968, S. 1: „Eine Ware, an 
deren Herstellung zwei oder mehrere Länder beteiligt 
sind, hat ihren Ursprung in dem Land, in dem die 
letzte wesentliche und wirtschafdich gerechtfertigte Be-
oder Verarbeitung stattgefunden hat, die in einem dazu 
eingerichteten Unternehmen vorgenommen worden ist 
und zur Herstellung eines neuen Erzeugnisses geführt 
hat oder eine bedeutende Herstellungsstufe darstellt." 

4 — ABl. L 104 vom 11. 5. 1971, S. 12: „Das Schlachten 
der unter die Tarifnummern 01.01 bis 01.04 des Ge­
meinsamen Zolltarifs fallenden fleischliefernden Haus­
tiere verleiht dem dabei anfallenden Fleisch und ge­
nießbaren Schlachtabfall, frisch, gekühlt oder gefroren, 
nur dann den Ursprung des Landes oder der Gemein­
schaft, wenn das Schlachten nach einer Mast der be­
treffenden Tiere in diesem Land oder in der Gemein­
schaft von mindestens drei Monaten bei Pferden, Eseln, 
Mauleseln und Rindern und von zwei Monaten bei 
Schweinen, Schafen und Ziegen erfolgt." 
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Ratsverordnung sowie zu Artikel 110 
EWG-Vertrag, der die schrittweise 
Beseitigung der Beschränkungen im 
internationalen Handelsverkehr be­
zwecke. 

Die Zentrag und mit ihr das Finanzge­
richt neigen zu der Auffassung, daß der 
Ort, an dem das Fleisch entbeint, ent­
sehnt, entfettet, in Teile zerlegt und 
vakuumverpackt wird, ihm seinen geo­
grafischen Ursprung verleiht. Auf dieser 
Stufe sei das ursprüngliche Fleisch einer 
wesentlichen Be- oder Verarbeitung un­
terzogen worden, und es sei ein erheb­
licher prozentualer Wertzuwachs des 
Produktes erzielt worden. 

In diesem Zusammenhang hat das natio­
nale Gericht dem Gerichtshof durch Be­
schluß vom 20. April 1983 folgende zwei 
Fragen vorgelegt: 

1. Ist Artikel 1 der Verordnung Nr. 
964/71 der Kommission vom 10. Mai 
1971 wegen Verstosses gegen die 
Verordnung Nr. 802/68 des Rates 
vom 27. Juni 1968 unwirksam? 

2. Stellt das Entbeinen, Entsehnen, Ent­
fetten und Zerlegen in Teile von 
Fleisch einen ursprungsbegründenden 
Bearbeitungsvorgang im Sinne des Ar­
tikels 5 der Verordnung Nr. 802/68 
dar? 

II — Ich möchte vorab bemerken, daß 
die Entscheidung im Ausgangsverfahren 
meines Erachtens nicht von der Beurtei­
lung der Gültigkeit der Verordnung Nr. 
964/71 der Kommission, sondern allein 
von der Auslegung der Verordnung Nr. 
802/68 des Rates abhängt. Nur die Er­
füllung der in der letztgenannten Ver­
ordnung aufgestellten Voraussetzungen 
kann der Ware ihren Ursprung verleihen. 

Die Verordnung der Kommission ver­
deutlicht zwar die in der Verordnung 
des Rates enthaltenen abstrakten Be­
griffe, sie regelt jedoch nur die Voraus­

setzungen, die vor dem Schlachten gege­
ben sein müssen, damit dieses dem dabei 
anfallenden Fleisch und genießbaren 
Schlachtabfall den Ursprung des Landes 
verleiht, in dem es erfolgt ist. Sie betrifft 
somit nicht die zeitlich nach dem 
Schlachten liegenden Be- und Verabrei-
tungsvorgänge. 

1. Im vorliegenden Fall sind die in 
Rede stehenden Tiere nicht nur nicht in 
Österreich gemästet worden, sondern sie 
sind dort auch nicht geschlachtet wor­
den; darüber hinaus ist das Zerlegen in 
Viertel ', das nach dem Ausnehmen und 
dem Abhäuten erfolgt, in Ungarn vorge­
nommen worden. In Österreich ist das 
Fleisch in Teile zerlegt und sodann vaku­
umverpackt worden. 

Selbst wenn man davon ausgeht, daß die 
Be- oder Verarbeitung der Ware in 
Österreich „in einem dazu eingerichteten 
Unternehmen vorgenommen worden ist" 
und daß das Entbeinen geeignet war, die 
Aufmachung des Erzeugnisses im Hin­
blick auf seine Verwendung zu beeinflus­
sen, kommt es entscheidend darauf an, 
ob diese Be- oder Verarbeitung im Sinne 
von Artikel 5 der Verordnung Nr. 
802/68 „wesentlich" war und „zur Her­
stellung eines neuen Erzeugnisses geführt 
hat oder eine bedeutende Herstellungs­
stufe darstellt". 

Die Bearbeitungsvorgänge, denen die 
Ware in Österreich unterzogen wurde, 
stellen jedoch — mit Ausnahme des Va­
kuumverpackens — klassische, üblicher­
weise von Fleischereien und sogar von 
den Fleischabteilungen mancher Super­
märkte vorgenommene Tätigkeiten dar. 

Es sind dies Bearbeitungsvorgänge, die 
die Aufmachung des Erzeugnisses für 
den Verkauf im Einzelhandel beeinflus­
sen, die aber, selbst wenn durch sie bis­
weilen eine erhebliche Gewinnspanne er-

1 — Vgl. die zweite Begründungserwagung der Verordnung 
Nr. 964/71. 
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zielt wird, nicht zu einer wesentlichen 
Veränderung der „spezifischen Beschaf­
fenheitsmerkmale des Erzeugnisses" im 
Sinne Ihres Urteils vom 26. Januar 1977 
(Gesellschaft für Überseehandel) führen. 
Sie haben dort ausgeführt: 
„Vorgänge, welche die Aufmachung 
eines Erzeugnisses im Hinblick auf seine 
Verwendung betreffen, nicht aber zu 
einer erheblichen qualitativen Änderung 
seiner Eigenschaften führen, [können] 
nicht den Ursprung dieses Erzeugnisses 
bestimmen . . . " ' 

Was das Vakuumverpacken betrifft, so 
hält das nationale Gericht dies nicht für 
wesentlich; in der Tat dient dieser Vor­
gang lediglich den Erfordernissen des 
Vertriebs des Erzeugnisses und berührt 
nicht seine wesentlichen Eigenschaften 2. 

2. Folgt man der Gegenmeinung, so ist 
zu prüfen, ob diese Handlungen „wirt­
schaftlich gerechtfertigt" sind und ob sie 
nicht gerade deshalb in Österreich vorge­
nommen wurden, um der Ware im Sinne 
von Artikel 6 der Verordnung Nr. 
802/68 ' einen Ursprung zu verleihen, 
der es ihr ermöglicht, in den Genuß 
einer wirtschaftlichen Vorzugsregelung 
zu gelangen. 

Ein Hinweis darauf könnte sich aus dem 
beträchtlichen Unterschied zwischen der 
normalen Abschöpfung (668 DM je 100 
kg) und der besonderen Abschöpfung 
(25,37 DM je 100 kg) ergeben. Es ist so­
mit Sache des nationalen Gerichts, gege­
benenfalls festzustellen, ob diese Vermu­
tung gerechtfertigt ist. 

Ich glaube jedoch nicht, daß diese Prüfung notwendig ist, wenn Sie in Ihrer 
Antwort auf die gestellten Fragen wie folgt für Recht erkennen: 

Die Tatsache, daß das Rindfleisch in Österreich entbeint, entsehnt, entfettet, 
in Teile zerlegt und vakuumverpackt wird, während die Tiere, von denen es 
stammt, in Ungarn geschlachtet, ausgenommen, abgehäutet und in Viertel 
zerlegt worden sind, verleiht diesem Fleisch bei der Einfuhr in die Bundes­
republik Deutschland keinen österreichischen Ursprung. 

1 — Rechtssache 49/76, Randnummer 6 der Entscheidungs-
gründe, Slg. 1977, 53. 

2 — Vorerwähnte Rechtssache, Randnummer 7 der Ent­
scheidungsgründe. 

3 — „Im Falle einer Be- oder Verarbeitung, bei der festge­
stellt worden ist oder bei der die festgestellten Tatsa­
chen die Vermutung rechtfertigen, daß sie nur die 
Umgehung von Bestimmungen bezweckt, die in der 
Gemeinschaft oder in den Mitgliedstaaten für Waren 
bestimmter Länder gelten, kann den so gewonnenen 
Waren nicht im Sinne von Artikel 5 die Eigenschaft 
von Ursprungserzeugnissen des Be- oder Verarbei­
tungslandes zuerkannt werden." 
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